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Positiv zusammen leben
Aids-Hilfe Hamm e.V. mit Aktionen rund um den Welt-AIDS-Tag

HAMM � „Positiv zusammen le-
ben. Aber sicher!“: Das Motto
zum Welt-Aids-Tag am kommen-
den Donnerstag ist für die Aids-
Hilfe Hamm e.V. kein Tagesmot-
to, sondern ein Grundsatz ihrer
Arbeit. Rund um den Welt-Aids-
Tag macht der Verein, der vor 26
Jahren gegründet wurde, mit
zahlreichen Aktionen auf sich
und auf das Thema Aids auf-
merksam.

Ab 10 Uhr steht das haupt-
amtliche vierköpfige Team
um Geschäftsführer Peter
Vaske am Donnerstag mit ei-
nem Info-Stand in der Ritter-
passage für alle Fragen zur
Verfügung. Dort werden auch
Spenden für die Arbeit der
Hammer Aids-Hilfe entgegen
genommen. „Wir wollen un-
sere Arbeit damit sichtbar
machen“, sagt Vaske. Die Er-
fahrung zeige, dass dieses An-
gebot gut angenommen wer-

de. „Es kommen zum Beispiel
viele Mütter pubertierender
Kinder mit Fragen zu uns“,
berichtet Vaske, „und es wird
sicher auch wieder Kontakte
zu indirekt von Aids Betroffe-
nen geben.“

Die gesamte Woche über bis
Freitag bietet die Aids-Hilfe
Hamm ab 17 Uhr eine Inter-
net-Beratung an. Auf der Sei-
te www.gayromeo.de ist die
Beratungsstelle über das Pro-
fil Aids_Hilfe_Hamm erreich-
bar und beantwortet Fragen
zu den Themen HIV, sexuell
übertragbare Krankheiten
und gleichgeschlechtliche Le-
bensweisen.

Zwar ist 14.30 Uhr schon
Nachmittagszeit, doch um
diese Zeit am Freitag richten
die Hauptamtler der Aids-Hil-
fe im Nordring mit Brötchen
und Kaffee „Das kleine Früh-
stück“ aus. Am Samstag, 3.
Dezember, findet in der Fuß-

gängerzone (Höhe Extrablatt)
die traditionelle Sammlung
mit Bürgermeister, Fraktions-
vorsitzenden und Bundes-
tagsabgeordneten statt. Auch
an diesem Tag gibt es einen
Infostand. Multiplikatoren
findet die Aids-Hilfe in Schu-

len. Dort machen Schüler für
Schüler auf das Problem auf-
merksam. „Gleichaltrige er-
reichen sich wesentlich bes-
ser“, weiß Vaske. Die Aids-
Hilfe hat die Schüler mit Ma-
terial ausgestattet. Auch die
politischen Jugendorganisa-
tionen beteiligen sich im
Rahmen der Informationswo-
che.

Etwa 60 „Positive“ betreut
der Hammer Verein, gut ein
Drittel davon kommen laut
Vaske aus dem Drogenmi-
lieu. Das „alte Aids-Bild“ sei
längst überholt, so der Ge-
schäftsführer. „Die Krankheit
bleibt unheilbar, aber die
Therapien schlagen in 90 Pro-
zent der Fälle an.“ Trotzdem
bleibe es ein Muss, sich wei-
ter zu schützen, so Vaske. � oz

Spendenkonto Aids-Hilfe Hamm
e.V.: Sparkasse Hamm, BLZ 410
500 95, Konto 2121.

Geschäftsführer der Hammer
Aids-Hilfe: Peter Vaske. � Foto:
Szkudlarek

Am kommenden Donnerstag findet der Welt-Aids-Tag unter dem Motto „Positiv zusammen leben. Aber sicher!“ statt. In Hamm wird es
verschiedene Aktionen geben, mit denen auf die Krankheit aufmerksam gemacht werden soll. � Foto: Pleul

leute. Die Mitglieder der Kreisgrup-
pe kamen dazu in den Zentralhallen
zusammen. Bürgermeisterin Ulrike
Wäsche überbrachte die Grüße der

Stadtverwaltung und hielt die Fest-
rede während der Zusammenkunft.
Wäsche betonte darin unter ande-
rem die Notwendigkeit, das alte

Kulturgut des Bergbaus an die fol-
genden Generationen weiterzuge-
ben, damit dieses nicht verloren
gehe. � Foto: pr

Zum inzwischen 58. Mal feierte die
Landsmannschaft der Oberschlesier
(LdO) jetzt das Gedenken an St. Bar-
bara, die Schutzpatronin der Berg-

Landsmannschaft der Oberschlesier feiert Barbara-Fest

Jusos für
geplante
Moschee
„Recht auf freie

Religionsausübung“
HAMM � Die Hammer Jungso-
zialisten (Jusos) sprechen sich
klar für eine Moschee in Her-
ringen aus, die den Vorstel-
lungen der Moscheegemein-
de entspricht. „Im Sinne des
Grundrechts der freien Reli-
gionsausübung sollen auch
die muslimischen Mitbürge-
rinnen und Mitbürger in Her-
ringen einen angemessenen
Ort gestalten können, an
dem sie ihr Gebet ausüben
können – dazu gehören auch
Minarette,“ so Damian Chat-
ha, Vorsitzender der Jusos
Hamm.

Chatha betont auch, dass
eine weitere Moschee das
Hammer Stadtbild positiv be-
reichern kann: „Nur, wenn
wir der muslimischen Ge-
meinde die gleichen Gestal-
tungsmöglichkeiten wie je-
der anderen Glaubensge-
meinschaft einräumen, tra-
gen wir zu gegenseitigem
Respekt, Akzeptanz und ei-
nem friedlichen Miteinander
bei.“ Dazu gehöre auch, dass
das gültige Baurecht einge-
halten werde. In Richtung
der Kritiker der Moschee
fragt der Juso-Vorsitzende:
„Hätten wir eine gleiche Dis-
kussion, wenn es um eine Kir-
che gleicher Größe ginge?“

Jungsozialist Hasan Celik
solidarisiert sich mit dem Mo-
scheeverein: „Wir Jusos ste-
hen hinter dem Vorhaben der
Herringer Gemeinde und
werden den Moscheeverein
dabei unterstützen.“ � WA

Diakonie
rüstet sich

HAMM/ARNSBERG � Am Bei-
spiel des demografischen
Wandels machte Vorstand
Steffen Baumann deutlich,
vor welchen Herausforderun-
gen die Diakonie steht. Die
Mitgliederversammlung des
Diakonie Ruhr-Hellweg e.V.
tagte jetzt in Arnsberg. Aus
den vier Kirchenkreisen
Arnsberg, Hamm, Soest und
Unna kamen die Vertreter in
der Auferstehungskirche zu-
sammen. Für die Diakonie er-
gibt sich ein erhöhter Bedarf
an Pflege und Betreuung von
alten Menschen, dem immer
weniger junge Menschen ge-
genüberstehen, um diese
Leistung zu erbringen. Dem
prognostizierten Fachkräfte-
mangel begegnet die Diako-
nie mit dem Angebot von
Praktikumsstellen für Schü-
ler und Studenten. „Unser
Ziel muss es sein, junge Men-
schen für soziale Berufe zu
begeistern und sie schon früh
an die Diakonie zu binden“,
so Baumann.

Junge Unternehmer bestätigen Vorstand
Mitglieder des Regionalkreises zufrieden mit der Arbeit / Zwei Termine im Januar

HAMM � Neben der Wahl des
neuen Vorstands waren
Rückblick und Ausblick in
der Jahreshauptversamm-
lung des Regionalkreises
Hamm der Jungen Unterneh-
mer (BJU) gleichermaßen Ge-
genstand des Abends. Ein ar-
beitsintensives und erfolgrei-
ches Jahr liegt hinter den
Jungunternehmern.

Nicht zuletzt die Ergebnisse
der Vorstandswahl waren bei
der Jahreshauptversamm-
lung ein Zeichen für die Zu-
friedenheit der Unternehmer
mit der Arbeit des Vorstandes
im letzten Jahr: Der bisherige
Vorstand um den Vorsitzen-
den Dirk Brenschede mit
dem stellvertretenden Vorsit-
zenden Alexander Schulz,
Jana Nettebrock, Alina Mast,
Dirk Stork und Dark Liebe-

henschel wurde für sein En-
gagement mit einem einstim-
migen Ergebnis bedacht. Als
neue Mitglieder des Vorstan-
des wurden mit ebenfalls ein-

stimmigen Ergebnissen Ale-
xander Kotzur, Kamran Nasir
und Maximilian von Carnap
begrüßt.

Eröffnet worden war die

Veranstaltung in den Räu-
men der Sparkasse Hamm
durch einen Vortrag des Spar-
kassenvorstandes Torsten
Cremer über die aktuellen
Entwicklungen der Wirt-
schaft und des Finanzmark-
tes.

Für 2012 stehen mehrere
Termine im Kalender: Als
Ausblick für den Januar
nannte der Regionalkreisvor-
sitzende Dirk Brenschede das
Jahresopening mit der Bun-
desvorsitzenden Marie-Chris-
tine Ostermann in der Wein-
galerie Wöhrle (14. Januar)
sowie das „Kamingespräch“
mit dem MdB und haushalts-
politischen Sprecher der FDP,
Otto Fricke, im Stunikenhaus
(31. Januar). � WA

www.junge-unternehmer.eu

Der Vorstand des Regionalkreises Hamm der Jungen Unternehmer
(BJU) wurde in seiner Arbeit bestätigt. � Foto: pr

Synode berät
Haushalt

HAMM � Turnusgemäß tagt
die Herbstsynode des Kir-
chenkreises Hamm am Frei-
tag, 2. Dezember, ab 17 Uhr
im Gemeindehaus an der Auf-
erstehungskirche Bockum-
Hövel, Uphofstraße 36. Auf
der Tagesordnung stehen un-
ter anderem die Beratung
und Verabschiedung des
Haushalts- und Stellenplanes
für das Jahr 2012, der Bericht
des Leitungsausschusses für
die Kindertageseinrichtun-
gen im Kirchenkreis und die
energetische Sanierung von
Pfarrhäusern. Das kirchenlei-
tende Gremium der Evangeli-
schen Kirche im Bereich Ah-
len, Bönen, Hamm, Senden-
horst, Werl-Hilbeck und Wer-
ne hat die Funktion eines Kir-
chenparlaments für die Regi-
on. Es setzt sich zusammen
aus den Delegierten der Kir-
chengemeinden und überge-
meindlichen Diensten.

Plädoyer für
Schienen-Ausbau

Studie sieht Nachholbedarf beim Bahnverkehr
HAMM � Der Schienenverkehr
rund um Hamm wird weiter
zunehmen. Das ist die Quint-
essenz aus einem Gutachten
zur Entwicklung des Bahn-
verkehrs in Nordrhein-West-
falen bis zum Jahr 2025, die
der Verkehrsverband Westfa-
len für die Dortmunder In-
dustrie- und Handelskammer
erstellt hat. Das Wachstum
soll im Personen-, aber vor al-
lem im Güterverkehr spürbar
sein.

Den Bahnhof Hamm halten
die Gutachter jetzt schon für
„stark belastet“. Richtung
Dortmund und Münster sind
die Kapazitäten in der Haupt-
verkehrszeit demnach mehr
als ausgelastet; die Strecke
nach Dortmund wird der Stu-
die zufolge bis 2025 sogar
ganztägig voll ausgelastet
sein. Alternativen für Güter-
züge sehen die Autoren in
der Strecke nach Kassel. Die
solle eine stärkere Rolle im
Nord-Süd-Verkehr spielen
und die Rheinstrecke entlas-
ten. Zu einem ähnlichen
Schluss war bereits eine Stu-
die des Umweltbundesamtes
gekommen.

Das Gutachten sieht die ge-
samte Schieneninfrastruktur
des Landes am Rande der Be-
lastbarkeit und warnt vor ne-
gativen Folgen für den Wirt-

schaftsstandort NRW, wenn
die Leistungsfähigkeit des
Netztes nicht gesteigert wird.
Es gelte, die knappen Mittel
dafür effizient einzusetzen.

Die Studie identifiziert ein
halbes Dutzend Engpässe, die
nach Ansicht der Autoren
vorrangig behoben werden
sollten, darunter der zwei-
spurige Ausbau zwischen
Münster und Lünen sowie die
Erweiterung der Strecke
Dortmund – Duisburg – Düs-
seldorf für den Rhein-Ruhr-
Express.

Die Umsetzung der Ausbau-
pläne halten die Autoren
aber für fraglich. Sie unter-
stellen für ihre Analyse, dass
Projekte, für die es noch kei-
ne Finanzierungsvereinba-
rung mit dem Bund gibt, bis
zum Jahr 2025 nicht verwirk-
licht werden. � jf

Bis 2025 soll der Güterverkehr
zunehmen. � Foto: Rother

„Keine Richtungsfrage“
Heinz Weskamm zum Ausgang des

Volksbegehrens zu Stuttgart 21
HAMM � Eine klare Mehrheit
der Baden-Württemberger
hat sich – bei einer Wahlbe-
teiligung von 48,3 Prozent
der Stimmberechtigten – für
das Bahnprojekt Stuttgart 21
ausgesprochen. Im Gespräch
mit WA-Redakteur Robert
Vornholt nimmt Heinz Wes-
kamm, der landesweit als
Vorkämpfer für Bürgerbegeh-
ren und -entscheide bekannt
ist, Stellung zur Entschei-
dung.

Inwieweit ist der Ausgang
der Volksabstimmung für Sie
eine Überraschung?

Weskamm: Der Ausgang war
für mich keine Überra-
schung. Bei der Volksabstim-
mung über Stuttgart 21 ging
es um die Entscheidung über
eine Sachfrage, nicht um eine
Richtungsfrage für die Volks-
entscheide, die meiner An-
sicht nach sinnvoll sind. Die
Wahlbeteiligung macht deut-
lich, dass sich nicht so viele
Bürger angesprochen fühl-
ten, weil sie nicht direkt be-
troffen waren. Negativ auf
die Beteiligung hat sich aus-
gewirkt, dass die regierenden
Parteien – Grüne und SPD – in
dieser Frage gespalten waren.
Der Einfluss der Parteianhän-
ger war zu groß. Es ging um
eine Machtfrage, obwohl es
bei der Entscheidung gar
nicht um Macht ging.

Inwieweit war das Stuttgart-
21-Verfahren ein Beispiel für
gelungene Bürgerbeteili-
gung?

Weskamm: Wenn sich nur gut
48 Prozent an einer Wahl be-
teiligen, taucht die Frage auf,
ob man dann von einer Mehr-
heitsentscheidung sprechen
kann. Besonders fatal ist es,
wenn in Sachentscheidungen
Inhalte hineininterpretiert
werden, die gar nicht zur Ab-
stimmung standen.

Welche Unterschiede sind für
Sie zwischen Bürger- und
Volksentscheiden entschei-
dend?

Weskamm: Bürgerentscheide
sollten häufiger und unter
leichteren Bedingungen statt-
finden können, damit Bürger
lokale Entscheidungen beein-
flussen können. Das Instru-
ment Volksentscheid muss
grundsätzlicher diskutiert
werden. Ich gehe davon aus,

dass Volksentscheide – wie
jetzt in Baden-Württemberg –
nicht dazu führen, dass die
politische Beteiligung ge-
stärkt wird. Denn folgender
Effekt macht sich hier be-
merkbar: Je höher die politi-
sche Ebene ist, auf der ein
Thema angesiedelt ist, um so
abstrakter werden die Inhalte
und um so entfernter sind die
Fragen. Das führt dann zu ei-
ner geringen Wahlbeteili-
gung.

Welche Rahmenbedingun-
gen müssen denn erfüllt
sein, damit sich Bürger an
der politischen Willensbil-
dung beteiligen?

Weskamm: Wenn Sachent-
scheidungen zu klären sind,
darf die Diskussion nicht par-
teipolitisch beeinflusst wer-
den. Deshalb kann man aus
dem Volksentscheid über
Stuttgart 21 keine Konse-
quenzen für die politische
Willensbildung der Bürger
ableiten. Die Mehrheit im ba-
den-württembergischen Par-
lament kann sich nun zudem
in der Durchführung der poli-
tischen Beschlüsse nicht auf
die Volksabstimmung beru-
fen, sondern muss die volle
Verantwortung für Entschei-
dungen übernehmen, die sie
mehrheitlich nicht wollte.
Die Politiker der Grünen sind
in ihrem Handeln nicht mehr
frei. Demokratie ist immer
Demokratie vor Ort, deshalb
gilt: Je stärker das Thema die
Bürger betrifft, um so größer
ist das Interesse. Insofern
macht Stuttgart 21 viel ka-
putt, weil die Bürger im ei-
gentlichen Sinne nicht direkt
beteiligt waren.

Heinz Weskamm bezieht Stel-
lung. � Foto: Wiemer


